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I. EINLEITUNG 

1. Kontext 

Belgien verfügt auf allen Regierungsebenen über ein breites und vielfältiges Spektrum an Initiativen, 

Aktionsplänen und Strategien Bekämpfung von Diskriminierung. Diese Bemühungen zeugen von einem 

gemeinsamen Engagement, sind aber in der Praxis durch Unterschiede in Bezug auf Zeitplanung, Struktur, 

Terminologie und Follow-up-Mechanismen gekennzeichnet. Dadurch bleiben die kollektiven Auswirkungen 

oft unterbelichtet und es ist für die Bürger, die Zivilgesellschaft und die internationalen Partner schwierig, die 

belgische Politik als ein kohärentes Ganzes zu verstehen. 

Vor diesem Hintergrund wurde der Interföderale Rahmen für Aktionspläne gegen Diskriminierung (IRAD) 

entwickelt. Der IRAD bietet eine gemeinsame Methodik für die Entwicklung, Umsetzung und Überwachung 

thematischer interföderaler Aktionspläne. In einem ersten Planungszyklus wird der Rahmen vorrangig auf 

zwei Themen angewendet, bei denen die internationalen Erwartungen und gesellschaftlichen Erfordernisse am 

größten sind: der Schutz der Rechte von LGBTI+ und die Bekämpfung von Rassismus. 

Die Teil-Interministerielle Konferenz (Teil-IMK) Chancengleichheit und Antirassismus hat am 17. Dezember 

2025 den IRAD, die drei nicht-thematischen bereichsübergreifenden Maßnahmen und die Schwerpunktthemen 

verabschiedet. Gleichzeitig wurde der Föderale Dienst für Chancengleichheit (FÖD Justiz) beauftragt, einen 

Umsetzungsvermerk zu erstellen, in dem der strategische Rahmen in konkrete und machbare Vereinbarungen 

umgesetzt wird. 

2. Zielsetzung des Umsetzungsvermerks 

Dieser Umsetzungsvermerk bildet die operative Brücke zwischen dem konzeptionellen IRAD und der 

täglichen Praxis der teilnehmenden Regierungen und ihrer Verwaltungen. In dem Vermerk wird klargestellt, 

wie der Rahmen angewendet werden soll, und nicht, welche politischen Entscheidungen die Regierungen im 

Wesentlichen treffen sollten. 

Konkret zielt dieser Umsetzungsvermerk darauf ab: 

• eine einheitliche Struktur für interföderale Aktionspläne gegen Diskriminierung festzulegen; 

• die Struktur und den Inhalt des interföderalen Kapitels zu konkretisieren; 

• deutliche Vereinbarungen für die Beiträge der teilnehmenden Regierungen treffen; 

• die Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen zu operationalisieren; 

• einen harmonisierten Zyklus für Monitoring, Evaluierung, Berichterstattung und Kommunikation 

festzulegen; 

• die Behörden mit deutlichen Formaten und Verfahrensvereinbarungen zu unterstützen, wobei der 

Schwerpunkt auf der Verringerung des Berichterstattungsaufwands liegt. 
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Dieser Umsetzungsvermerk dient als lebendes Arbeitsdokument und kann nach der Validierung durch die Teil-

IMK auf der Grundlage praktischer Erfahrungen weiter verfeinert werden. 

3. Anwendungsbereich und Ausgangspunkte 

Dieser Umsetzungsvermerk ist keine inhaltliche Programmvorlage, sondern ein praktisches Referenz- und 

Arbeitsdokument. Er legt fest, wie die Regierungen innerhalb des IRAD zusammenarbeiten, wobei die 

institutionelle Realität und die politische Autonomie der einzelnen teilnehmenden Regierungen respektiert 

werden. 

Die folgenden Ausgangspunkte stehen im Mittelpunkt: 

• Politische Autonomie: Jede Regierung behält die volle Autonomie über ihre eigenen Maßnahmen und 

Prioritäten; 

• Gemeinsames Engagement: Die beteiligten Regierungen verpflichten sich, im Rahmen ihrer 

Zuständigkeiten aktiv zum gemeinsamen Ganzen beizutragen; 

• Kohärenz ohne Uniformität: Der IRAD schafft Kohärenz durch Struktur und Methodik, nicht durch 

inhaltliche Standardisierung; 

• Dynamik und Flexibilität: Aktionspläne sind lebendige Dokumente, die in Phasen wachsen können; 

• Verringerung des Verwaltungsaufwands: Bestehende Pläne, Monitoring und Evaluierungen werden 

so weit wie möglich wiederverwendet. 

Der Umsetzungsvermerk gilt für die ersten beiden vorrangigen Programme (LGBTI+ und Rassismus) und 

bietet gleichzeitig eine Vorlage für mögliche künftige Anwendungen des IRAD auf andere 

Diskriminierungsgründe. 

Der Umsetzungsvermerk umfasst: 

1. Vorlage: Integration eines bestehenden Plans oder einer Maßnahme 

2. Vorlage: Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen Strategie 

3. Vorlage: Gezielte Maßnahmen ohne vollständigen Plan 

4. Vorlage: Übergangsmodalität 

5. Vorlage: Umsetzungsdatenblatt bereichsübergreifende Maßnahme 

6. Vorlage: Monitoring-Datenblatt Maßnahmen 

7. Vorlage: Evaluierungs-Datenblatt 

8. Vorlage: Interföderale Zusammenarbeit 
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II. STRUKTUR EINES INTERFÖDERALEN AKTIONSPLANS 

GEGEN DISKRIMINIERUNG 

Jeder Interföderale Aktionsplan gegen Diskriminierung, der innerhalb des IRAD entwickelt wird, folgt einer 

gemeinsamen Struktur. Dieser einheitliche Aufbau gewährleistet die Wiedererkennbarkeit, vereinfacht die 

Integration der Beiträge und unterstützt das Monitoring, die Evaluierung und die Kommunikation. 

Ein interföderaler Aktionsplan besteht aus: 

Deckblatt (Titel, Logos, Datum, Version) 

Kurzfassung 

Vorwort (von Mitgliedern der Teil-IMK) 

Inhaltsverzeichnis 

TEIL A - INTERFÖDERALES KAPITEL 

1. Einleitung und Situierung des Themas 

2. Ziele und Ausgangspunkte des Aktionsplans 

3. Governance und Zusammenarbeit (Vereinbarungen, Arbeitsweise) 

4. Übersicht über die teilnehmenden Regierungen und Modalität der Beiträge (in Tabellenform) 

5. Bereichsübergreifende Maßnahmen (nicht themenbezogen + gegebenenfalls thematisch ergänzend) 

6. Monitoring, Evaluierung und Berichterstattung 

7. Zeitplan und Meilensteine (Tabelle) 

8. Kommunikation 

9.  Laufende Initiativen 

TEIL B - DIFFERENZIERTE KAPITEL  

10. Föderale Regierung 

11. Flandern 

12. Französischsprachige Gemeinschaft  

13.  Wallonische Region 

14. Deutschsprachige Gemeinschaft 

15. Region Brüssel-Hauptstadt 

Schlusswort (von Mitgliedern der Teil-IMK) 

Lexikon 

Anlagen 
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III. VORSCHLAG INTERFÖDERALES KAPITEL 

1. Einführung und Situierung des Themas 

Das interföderale Kapitel bildet das gemeinsame Rückgrat eines jeden thematischen Interföderalen 

Aktionsplans. Es ordnet das Thema in seinen internationalen, europäischen und nationalen Kontext ein und 

verdeutlicht, warum ein interföderaler Ansatz notwendig ist. 

Diese Einordnung soll den Aktionsplan inhaltlich verankern, die Relevanz und Dringlichkeit eines 

gemeinsamen Ansatzes untermauern und die Kohärenz zwischen internationalen Verpflichtungen, 

europäischen Entwicklungen, nationalen politischen Rahmen, verfügbarem Wissen und bestehenden 

Initiativen der beteiligten Behörden aufzeigen. Sie verdeutlicht den breiteren politischen und normativen 

Kontext, in dem der Aktionsplan entsteht, und warum eine Zusammenarbeit über Zuständigkeitsebenen 

hinweg sinnvoll ist. 

Die konkrete Umsetzung dieser Einordnung variiert je nach Thema des Aktionsplans. Aus diesem Grund wird 

sie für jeden thematischen Aktionsplan auf Basis der für das jeweilige Thema relevanten Elemente näher 

ausgearbeitet. 

2. Zielsetzungen und Ausgangspunkte des Aktionsplans 

Die thematischen Aktionspläne gehen von den Grundprinzipien des IRAD aus. Obwohl es in Belgien bereits 

zahlreiche Initiativen gibt, führen die unterschiedlichen Zeitpläne, Schwerpunkte und Methoden zu einer 

Fragmentierung. Die internationalen Partner und die Zivilgesellschaft fordern daher seit Jahren einen 

integrierten und kohärenten Ansatz. 

Der IRAD bietet eine Antwort durch: 

• die Bündelung bestehender Bemühungen; 

• die strukturelle Verankerung der Zusammenarbeit; 

• die Schaffung von gemeinsamen Hebeln durch bereichsübergreifende Maßnahmen; 

• das Respektieren der politischen Autonomie im Rahmen einer gemeinsamen Methodologie. 

Obwohl sich die Aktionspläne auf einen Diskriminierungsgrund (Rassismus oder LGBTI+) konzentrieren, 

erkennen sie an, dass Diskriminierung oft kumuliert und sich mit anderen Themen überschneidet, wie z. B. 

Geschlecht, Behinderung, sozioökonomische Position oder Migrationshintergrund. Deshalb wird aktiv nach 

Verbindungen zu anderen politischen Initiativen gesucht, ohne diese zu duplizieren. 

Bei der Umsetzung der bereichsübergreifenden Maßnahmen wird den bestehenden Aktionen und Maßnahmen 

in verwandten Politikbereichen besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Wo es bereits einschlägige Initiativen 

gibt, werden Möglichkeiten für eine stärkere Angleichung und Komplementarität erkundet. Dies wird in die 

Vorlage für das Kooperationsdatenblatt für bereichsübergreifende Maßnahmen in Kapitel V aufgenommen. 
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3. Governance und Zusammenarbeit  

3.1 Allgemeine Ausgangspunkte 

Die Governance der interföderalen Aktionspläne gegen Diskriminierung ist als Kooperationsmodell 

konzipiert, das Kohärenz und Kontinuität gewährleistet und gleichzeitig die Zuständigkeiten und die politische 

Autonomie der einzelnen beteiligten Regierungen respektiert. Mit dem IRAD wird keine neue 

Entscheidungsebene geschaffen und es werden auch keine inhaltlichen Verpflichtungen auferlegt, sondern es 

werden klare Verfahrensvereinbarungen getroffen, innerhalb derer die Regierungen ihrer Verpflichtung 

nachkommen. Die teilnehmenden Regierungen verpflichten sich, im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeiten 

und gemäß ihren eigenen politischen Gegebenheiten aktiv zum interföderalen Ganzen beizutragen.  

Teil-IMK Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung 

Die Teil-IMK fungiert als zentrale politische Beratungs- und Validierungsplattform innerhalb des IRAD. 

Sie: 

• validiert den interföderalen Rahmen, den Umsetzungsvermerk und die interföderalen Aktionspläne; 

• genehmigt die bereichsübergreifenden Maßnahmen und eventuelle thematische bereichsübergreifende 

Maßnahmen; 

• erörtert und validiert die integrierten Monitoring- und Evaluierungsberichte; 

Föderaler Dienst für Chancengleichheit 

Der Dienst für Chancengleichheit spielt eine unterstützende Rolle. Er: 

• fungiert als ständiges Sekretariat des IRAD; 

• überwacht die konsistente Anwendung der vereinbarten Methodologie; 

• koordiniert die Umsetzung und das Follow-up von bereichsübergreifenden Maßnahmen; 

• sammelt und harmonisiert die Berichte der teilnehmenden Regierungen; 

• ist für die Erstellung und Veröffentlichung der integrierten Monitoring- und Evaluierungsberichte 

zuständig; 

• koordiniert die gemeinsame Kommunikation und das zentrale digitale Portal (siehe Kapitel 8). 

Diese Rolle zielt darauf ab, die Zusammenarbeit zu unterstützen und die Kontinuität der Aktionspläne zu 

gewährleisten, unter anderem durch die Mobilisierung und nötigenfalls Neuorientierung der personellen und 

finanziellen Ressourcen des Dienstes für die Koordinierung bereichsübergreifender Maßnahmen und die 

Durchführung von Verwaltungsaufträgen. 

Teilnehmende Regierungen 

Jede teilnehmende Regierung: 

• legt ihren inhaltlichen Beitrag zum interföderalen Aktionsplan unter Berücksichtigung der 

Methodologie des genehmigten Konzepts autonom fest und wählt dabei die Form des Beitrags, die 

ihrem eigenen politischen Kontext am besten entspricht; 

• ist für die Durchführung, das Monitoring und die Evaluierung ihrer eigenen Maßnahmen 

verantwortlich; 

• trägt unabhängig von der gewählten Modalität zur Umsetzung der validierten bereichsübergreifenden 

Maßnahmen bei; 

• liefert rechtzeitig die vereinbarten Kerninformationen für gemeinsames Monitoring und Evaluierung; 

• stellt sicher, dass innerhalb der Verwaltung Ansprechpartner benannt und relevante Änderungen stets 

dem IRAD-Sekretariat mitgeteilt werden; 
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• kann mit anderen teilnehmenden Regierungen zusammenarbeiten. Maßnahmen, die in 

Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Regierungen durchgeführt werden, sind in den jeweiligen 

Beiträgen der beteiligten Behörden enthalten, wobei der/die Kooperationspartner und die Art der 

Zusammenarbeit angegeben werden (z. B. budgetär usw.). Hierfür wird auch eine spezielle Vorlage 

vorgesehen. 

3.2 Arbeitsweise und Entscheidungsfindung 

Die interföderalen Aktionspläne werden nach einem festgelegten Zyklus von Vorbereitung, Validierung, 

Umsetzung, Monitoring und Evaluierung entwickelt und umgesetzt (siehe Kapitel 7). Die Entscheidungen über 

den gemeinsamen Rahmen, die bereichsübergreifenden Maßnahmen und die integrierte Berichterstattung 

werden innerhalb der Teil-IMK getroffen. 

Die Umsetzung erfolgt in enger Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Verwaltungen. Die Regierungen 

können ihre Beiträge zu verschiedenen Zeitpunkten einreichen und aktualisieren, ohne den Fortschritt des 

Ganzen zu behindern. Dieser stufenweise Zufluss wird ausdrücklich als Teil des Modus Operandi anerkannt. 

Das Einfügen von (neuen) Beiträgen erfolgt in 4 Schritten: 

1. Übermittlung der (neuen) Beiträge (einschließlich der Formvorschriften, Kapitel IV, B.1) an das 

IRAD-Sekretariat; 

2. Information der Teil-IMK über den (neuen) Beitrag durch das Sekretariat des IRAD; 

3. Einfügen des (neuen) Beitrags in das digitale Portal (siehe Kapitel 8) durch das Sekretariat des 

IRAD; 

4. Gemeinsame Kommunikation durch die Teil-IMK über das digitale Portal. 

3.3 Kontinuität und rotierender Vorsitz 

Da der Vorsitz der Teil-IMK rotiert, bietet der IRAD Mechanismen, um die Kontinuität der Zusammenarbeit 

zu gewährleisten: 

• der föderale Dienst Chancengleichheit fungiert als ständige Anlaufstelle und bewahrt das 

institutionelle Gedächtnis; 

• feste Meilensteine für die Berichterstattung, das Monitoring und die Evaluierung sind in die Planung 

der Teil-IMK eingebettet. 

Diese Kombination gewährleistet, dass die Umsetzung der Aktionspläne und die Weiterverfolgung der 

Vereinbarungen nicht von wechselnden Vorsitzern oder Legislaturperioden abhängt. 

3.4 Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und anderen relevanten Stakeholdern 

In Anbetracht ihrer Expertise, praktischen Erfahrung und Signalfunktion stellt die Zusammenarbeit mit der 

Zivilgesellschaft und anderen relevanten Stakeholdern einen wesentlichen Bestandteil der Interföderalen Pläne 

dar. Die teilnehmenden Regierungen werden ermutigt, die Zivilgesellschaft und die relevanten Stakeholder 

auf strukturelle und transparente Weise in die Vorbereitung, Umsetzung und Evaluierung ihrer Beiträge zu 

den interföderalen Aktionsplänen einzubeziehen. Die konkrete Umsetzung dieser Zusammenarbeit liegt in der 

Verantwortung der einzelnen Regierungen, wobei auf Inklusivität, Repräsentativität und klare Rückmeldungen 

zu achten ist. Unabhängig von der Form der Zusammenarbeit verpflichten sich die teilnehmenden 
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Regierungen, Protokolle der Konsultationen mit der Zivilgesellschaft und anderen relevanten Stakeholdern zu 

erstellen und diese an das IRAD-Sekretariat zu übermitteln, damit sie später auf dem digitalen Portal verfügbar 

sind (Kapitel 8). Dies kann beispielsweise (frühere) Input-Runden bei der Ausarbeitung von Beiträgen oder 

Maßnahmen oder Konsultationen während der Umsetzung von Maßnahmen umfassen. Es ist Sache der 

teilnehmenden Behörden zu entscheiden, welche Konsultationen durchgeführt und in welcher Form die 

diesbezüglichen Berichte veröffentlicht werden. 

Seitens der Teil-IMK wird eine aktive Beteiligung der Zivilgesellschaft und anderer relevanter Stakeholder an 

den verschiedenen Schlüsselphasen der interföderalen Aktionspläne angestrebt: 

• bei der Ausarbeitung von bereichsübergreifenden Maßnahmen; 

• beim zwischenzeitlichen Monitoring und der Reflexion über den Fortschritt der Beiträge der Pläne; 

• bei der abschließenden Evaluierung der Aktionspläne und der weiteren Entwicklung des IRAD. 

Wo es notwendig und möglich ist, werden Kooperationsinitiativen mit der Zivilgesellschaft zusätzlich vom 

IRAD-Sekretariat aus organisiert und koordiniert, um eine gute Zusammenarbeit und nachhaltige Konsultation 

aufrechtzuerhalten. Die Einbindung der Zivilgesellschaft kann in verschiedenen Formen erfolgen, z. B. in 

Form von Konsultationen, thematischen Beratungsgesprächen, schriftlichen Beiträgen oder der Teilnahme an 

Reflexions- und Evaluierungsrunden oder Informationsveranstaltungen. Wir verweisen hier beispielsweise auf 

die Informationsveranstaltung über den IRAD, die vom Dienst für Chancengleichheit am 10. Februar 2026 

organisiert wird, um die Zivilgesellschaft über die gemeinsame Methodologie und die bei der 

Interministeriellen Konferenz vom 17. Dezember 2025 beschlossenen Folgemaßnahmen zu informieren. Der 

Dienst für Chancengleichheit konsultierte die Zivilgesellschaft auch bei der Ausarbeitung von Vorschlägen 

für themenbezogene bereichsübergreifende Maßnahmen für den Interföderalen Aktionsplan LGBTI+ und den 

Interföderalen Aktionsplan gegen Rassismus (siehe unten). Für die Beteiligung der Zivilgesellschaft an den 

anderen wichtigen Etappen der interföderalen Aktionspläne wird das IRAD-Sekretariat der Teil-IMK einen 

Vorschlag unterbreiten.  

Auf dem digitalen Portal wird auf alle Stakeholder verwiesen werden, die im Rahmen der Aktionspläne 

konsultiert oder kontaktiert wurden. 

3.5 Bereichsübergreifende Maßnahmen 

Die gemeinsame Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen stellt die strukturelle 

Mindestverpflichtung für alle beteiligten Regierungen dar. Jede Regierung trägt zu den gemeinsamen Hebeln 

bei, die die Kohärenz und Sichtbarkeit der interföderalen Politik stärken, unabhängig von der gewählten 

Modalität. 
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4. Überblick über die teilnehmenden Regierungen und die Modalität des 

Beitrags  
 

Für jeden Aktionsplan wird in Tabellenform angegeben: 

• welche Regierungen teilnehmen; 

• gemäß welcher Modalität sie beitragen (Integration eines bestehenden Plans, eines neuen Plans, 

gezielte Maßnahmen, Übergangsmodalität). 

 
 Interföderaler Aktionsplan 

LGBTI+ 

Interföderaler Aktionsplan gegen 

Rassismus 

Föderale Regierung  Integration bestehender 

Pläne oder Maßnahmen 

 Entwicklung eines neuen 

Plans oder einer neuen 

Strategie 

 Gezielte Maßnahmen 

ohne vollständigen Plan 

 Übergangsmodalität  

 Integration bestehender Pläne 

oder Maßnahmen 

 Entwicklung eines neuen Plans 

oder einer neuen Strategie 

 Gezielte Maßnahmen ohne 

vollständigen Plan 

 Übergangsmodalität 

Flandern  …  … 

Französischsprachige 

Gemeinschaft  

    

Wallonische Region     

Deutschsprachige 

Gemeinschaft 

    

Region Brüssel-

Hauptstadt 

    

5. Bereichsübergreifende Maßnahmen  

5.1. Die drei validierten bereichsübergreifenden Maßnahmen 

Neben dem interföderalen Kapitel bilden die bereichsübergreifenden Maßnahmen den zweiten Baustein des 

IRAD. Während das interföderale Kapitel die gemeinsamen Vereinbarungen festlegt, konkretisieren die 

bereichsübergreifenden Maßnahmen die Zusammenarbeit über die politischen Ebenen hinweg. Diese 

Initiativen entfalten nur dann ihre volle Wirkung, wenn sie über die Grenzen des jeweiligen 

Zuständigkeitsbereichs hinausgehen.  

Bei der Teil-IMK am 17. Dezember 2025 wurden 3 nicht themenbezogene bereichsübergreifende Maßnahmen 

validiert:  

1. Die Einrichtung einer Plattform für Gleichstellungsdaten 

2. Die Evaluierung sämtlicher Antidiskriminierungsgesetze, um deren Anwendung, Wirksamkeit und 

etwaige Lücken zu ermitteln 

3. Die Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für die Rolle und Funktionsweise der 

Gleichstellungsstellen, die individuellen Rechte der Bürger und die verfügbaren 
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Unterstützungsmöglichkeiten, einschließlich der zuständigen Stellen, an die sich die Menschen für 

spezifische Hilfe wenden können. 

Nachstehend wird eine Operationalisierung dieser Maßnahmen vorgeschlagen. Die wirksame Umsetzung der 

Maßnahmen wird in einem „Umsetzungsdatenblatt“ festgelegt, das die Ausarbeitung durch die Regierungen 

definiert und dem Beitrag jeder Regierung zu einem Interföderalen Aktionsplan hinzugefügt wird (siehe 

Kapitel V und Anlagen). Die Verwaltung wird eine Arbeitsgruppe zur Umsetzung der 3 

bereichsübergreifenden Maßnahmen einrichten. Jede teilnehmende Regierung wird gebeten, einen Vertreter 

aus ihrer eigenen Verwaltung zur Teilnahme zu entsenden.   

Bei der weiteren Ausarbeitung und Umsetzung dieser bereichsübergreifenden Maßnahmen wird jedoch 

ausdrücklich darauf geachtet, Doppelarbeit und unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden. Die 

Abstimmung mit bestehenden Initiativen und Strukturen ist dabei ein wichtiger Ausgangspunkt. 

1. Einrichtung einer Plattform für Gleichstellungsdaten 

Die Schaffung einer interföderalen Plattform für Gleichstellungsdaten entspricht den wiederholten Empfehlungen 

aus nationalen und internationalen Evaluierungen und Projekten. Diese Plattform ermöglicht eine systematische 

und standardisierte Datenerfassung, verbessert die Zusammenarbeit zwischen den Entitäten und unterstützt sowohl 

die Entwicklung von Strategien als auch das Monitoring von Maßnahmen und Rechtsvorschriften. Sie sendet auch 

ein starkes Signal an internationale Partner, da sie es Belgien ermöglicht, sich als Vorreiter bei der Sammlung und 

Verarbeitung von Gleichstellungsdaten zu profilieren und gleichzeitig die Privatsphäre und den Datenschutz zu 

respektieren. Durch die Zusammenführung von Fachwissen aus Wissenschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft 

wird eine gemeinsame Wissensbasis geschaffen, die es ermöglicht, politische Entscheidungen wissenschaftlich zu 

untermauern und gezielt zu stärken. Darüber hinaus steht diese Initiative in direktem Einklang mit den Richtlinien 

der Europäischen Gleichbehandlungsstellen, in denen die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, den 

Gleichbehandlungsstellen eine koordinierende Rolle bei der Datenerhebung zu übertragen und Empfehlungen dazu 

abzugeben, welche Daten für die Bekämpfung von Diskriminierung wesentlich sind. 

 

Koordinator Dienst für Chancengleichheit  

Co-Ausführende Regierungen / Verwaltungen 

Regierungspartner, Verwaltungen, NPOs, Datenerhebungsgruppen, Forscher, 

Gleichstellungsstellen 

Ressourcen/Budget Föderaler Dienst für Chancengleichheit: stellt Budget und Personal für die 

Koordinierung und Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen zur 

Verfügung. 

Zeitplanung 2026: Start der Plattform + erster Vorschlag wird der Teil-IMK für 

Chancengleichheit zur Diskussion vorgelegt 

2027: erste Sitzung der Plattform 

Zielsetzung Was möchten wir erreichen? 

Einrichtung einer Plattform mit allen relevanten Partnern für die Erhebung von 

Gleichstellungsdaten. Die Organisation einer solchen Plattform sollte in der Lage 

sein, den Austausch über die Erhebung und Anwendung von Gleichstellungsdaten zu 

erleichtern, sowohl im Hinblick auf unterteilte Indikatoren (z.B. Geschlecht, 

Abstammung, Alter,...) als auch - falls relevant und rechtlich zulässig - Mikrodaten. 

Die Plattform ergibt sich aus Empfehlungen von Gleichstellungsdaten, und könnte 

politische Stellungnahmen zu spezifischen Fällen geben und allgemeinere 

Empfehlungen zur Verbesserung und Entwicklung belgischer Gleichstellungsdaten 

aussprechen. In jedem Fall sollten betroffene Gruppen Teil dieser Plattform sein, 

wiederum im Einklang mit dem menschenrechtsbasierten Ansatz für Daten. 
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Die Plattform hat nicht die Absicht, bestehende Strukturen zu duplizieren, sondern 

baut ausdrücklich auf den bewährten Verfahren und der bereits geleisteten Arbeit von 

Unia (einschließlich des Projekts zur Verbesserung der Datenerhebung zur 

Gleichstellung in Belgien), dem Institut für die Gleichstellung von Frauen und 

Männern (IEFH) und dem Flämischen Institut für Menschenrechte sowie deren 

Studien auf. Der Mehrwert liegt in der interföderalen Koordinierung und der 

Zusammenführung fragmentierter Initiativen in einem gemeinsamen Rahmen, wobei 

das vorhandene Fachwissen dieser Gleichstellungsstellen als Grundlage und 

Sprungbrett für besser koordinierte politische Maßnahmen dient. 

 

Die Dokumente werden in einem Bereich des digitalen Portals für die interföderalen 

Pläne auf der Website des Föderalen Dienstes für Chancengleichheit bereitgestellt. 

Anwendungsbereich Für welche Pläne (falls themenbezogen), welche Gruppen, welche Ebenen:  

Regierungspartner, Verwaltungen, NPOs, Datenerhebungsgruppen, Forscher, 

Gleichstellungsstellen  

Begründung/Bedeutung Warum wollen wir diese Maßnahme? 

In Belgien besteht ein struktureller Mangel an Gleichstellungsdaten, verbunden mit 

einer internen Zersplitterung von Initiativen und Daten über verschiedene politische 

Ebenen und Themen. Obwohl Unia, IEFH und VMRI sowie viele andere 

(zivilgesellschaftliche) Organisationen bereits wertvolle Arbeit im Bereich der 

Datenerhebung und -analyse geleistet haben, fehlt ein übergreifender interföderaler 

Rahmen, der diese Bemühungen koordiniert und verstärkt.  Es bleibt eine große 

Frage auf europäischer Ebene, hier einheitlicher zu arbeiten, um konsequent bessere 

politische Empfehlungen formulieren zu können, die sich auf konkrete Daten stützen. 

Diese Plattform wäre ein großer Schritt vorwärts, um diese Gleichstellungsdaten zu 

zentralisieren und bewährte Verfahren auszutauschen, um die Nutzung dieser Daten 

zu optimieren. Dies geschieht durch die Bündelung und Stärkung guter Initiativen auf 

allen Ebenen. 

Konkrete Maßnahmen (Liste; kann später ergänzt werden) 

o Erstellung einer Liste von Partnern (einschließlich bestehender Plattformen 

und Organisationen, die in Bezug auf Gleichstellungsdaten tätig sind) 

o Inventar bestehender Dateninitiativen und Identifizierung von Lücken  

o Erstellung einer Jahresplanung 

o Organisation einer praktischen Begegnungsplattform 

o Besprechung von Initiativen zur Nutzung der Ressourcen und der Prioritäten 

innerhalb der Plattform 

o Erstellung eines Aktionsplans für die Plattform, der die Art der Daten 

(Indikatoren, Mikrodaten) und die Abstimmung mit anderen 

Instrumenten/Arbeiten klärt 

Indikatoren (Output + Ergebnis): 

Schaffung einer Plattform (Protokolle liegen vor, Maßnahmen sind formuliert und 

stehen der Öffentlichkeit und Interessenten zur Verfügung) 

Durchzuführende 

Arbeiten 

(z. B. Plattform, Bericht, Website, Kampagne):  

Einrichtung einer Plattform. 

Berichterstattung: (wie und wann berichten) 

In jeder Phase der Schaffung der Plattform und bei der Formulierung der politischen 

Empfehlungen. 

Risiko und 

Schadensbegrenzung 

(z. B. Datenschutz, Kapazität, Budget):  

Kapazität: Die Plattform erfordert einen dauerhaften Einsatz von Personal und 

Ressourcen auf mehreren politischen Ebenen. 

langfristiges Engagement,  

langfristiger Einsatz von Haushaltsmitteln. 

Mögliche Überschneidung mit der Entgelttransparenz-Richtlinie: 

Die Entgelttransparenz-Richtlinie (EU 2023/970) verpflichtet Belgien, eine 

Überwachungsstelle einzurichten, die nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten zum 
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Lohngefälle sammelt und meldet. Diese Überwachungsstelle wird also auch 

Gleichstellungsdaten erheben, allerdings speziell zum Thema Entlohnung. Risiko von 

zwei parallelen Strukturen, die ähnliche Daten sammeln. Wir vermeiden dies, indem 

wir uns mit der Überwachungsstelle für Lohntransparenz abstimmen. 

 

Privatsphäre und Datenschutz: Die Verarbeitung von Gleichstellungsdaten, 

insbesondere von sensiblen personenbezogenen Daten, erfordert die strikte 

Einhaltung der Datenschutzvorschriften. Schadensbegrenzung: Bei der Einrichtung 

der Plattform wird juristisches Fachwissen hinzugezogen, und die gesamte 

Datenverarbeitung erfolgt im Einklang mit dem geltenden Rechtsrahmen. 

 

 

 

 
 

2. Die Evaluierung sämtlicher Antidiskriminierungsgesetze, um deren Anwendung, Wirksamkeit und 

etwaige Lücken zu ermitteln 

Die zuständigen Behörden übernehmen gemeinsam die Verantwortung für die Bewertung der 

Antidiskriminierungsgesetze an einer zentralen Stelle, so dass deren Anwendung, Wirksamkeit und etwaige Lücken 

eindeutig festgestellt werden können. 

Obwohl von verschiedenen Seiten eine einheitliche Evaluierung aller Rechtsinstrumente hinsichtlich der 

Diskriminierung auf den verschiedenen Regierungsebenen in Belgien gefordert wird, erweist sich dies in der Praxis 

als schwer realisierbar. Es wird daher vorgeschlagen, auf eine Zentralisierung aller Evaluierungen der einschlägigen 

Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlässe usw.) hinzuarbeiten. Auf diese Weise entsteht ein klares und 

zugängliches Bild, das sowohl den aktuellen Stand der Dinge als auch die notwendigen Verbesserungen aufzeigt. 

Die digitale Zentralisierung wird durch den Föderalen Dienst für Chancengleichheit im digitalen Portal erfolgen, 

das auf der Equal-Website im Rahmen des interföderalen Aktionsplans gegen Diskriminierung entwickelt wird.   

 

Koordinator Dienst für Chancengleichheit: Er sorgt für den Einsatz und gegebenenfalls die 

Neuzuweisung von Budget- und Personalressourcen für die Koordinierung der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen. 

Co-Ausführende Regierungen / Verwaltungen 

o Alle Verwaltungen der beteiligten Regierungen 

o Akademische und juristische Experten 

o Gleichstellungsgremien 

Ressourcen/Budget Föderaler Dienst für Chancengleichheit: stellt Budget und Personal für die 

Koordinierung und Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen zur 

Verfügung. 

Zeitplanung (Beginn, Meilensteine, Fertigstellung) Bis zur endgültigen Evaluierung des Rahmens 

sind die relevanten Evaluierungen im digitalen Portal verfügbar. 

o Bestandsaufnahme der bestehenden Rechtsvorschriften und verfügbaren 

Evaluierungen  

o Zusätzliche Evaluierungen im Fall von Lücken  

o Entwicklung und Füllung der digitalen Drehscheibe  

Zielsetzung Was möchten wir erreichen? 

o Schaffung einer globalen und aktuellen Übersicht über die Anwendung und 

Wirksamkeit von Antidiskriminierungsgesetzen 

o Visualisierung von Lücken, Überschneidungen und Engpässen in den 

Vorschriften und der Umsetzung 

o Unterstützung der politischen Entscheidungsträger bei fundierten 

Anpassungen und Reformen 

Anwendungsbereich Für welche Pläne (falls themenbezogen), welche Gruppen, welche Ebenen 

o Politische Entscheidungsträger und Verwaltungen 

o Gleichstellungsstellen und Zivilgesellschaft 

o Akademiker und Rechtsexperten 
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Begründung/Bedeutung Warum wollen wir diese Maßnahme? 

o Stärkt die Kohärenz und Transparenz der Antidiskriminierungspolitik durch 

die öffentliche Zugänglichkeit. 

o Entspricht dem (inter)nationalen Bedarf und der Nachfrage.  

o Ein gemeinsamer Raum mit allen Evaluierungen aller 

Antidiskriminierungsgesetze bietet Möglichkeiten und Chancen, eventuelle 

Lücken zu ermitteln.  

Konkrete Maßnahmen (Liste; kann später ergänzt werden) 

o Kartierung aller relevanten Antidiskriminierungsgesetze, -erlässe und -

verordnungen 

o Bündelung bestehender Evaluierungen an einer zentralen Stelle 

o Veranlassung zusätzlicher Evaluierungen, falls erforderlich 

o Entwicklung einer zugänglichen digitalen Drehscheibe mit Such- und 

Filterfunktionen 

o Regelmäßige Aktualisierung und Berichterstattung über die Erkenntnisse 

Indikatoren (Output + Ergebnis) 

Output: 

• Anzahl der inventarisierten Gesetzesevaluierungen 

• Operative digitale Drehscheibe 

Ergebnis: 

• Verbessertes Verständnis für die Wirksamkeit von 

Antidiskriminierungsgesetzen 

• Bessere politische Koordinierung zwischen den Verwaltungsebenen 

• Konkrete politische Empfehlungen auf der Grundlage der ermittelten 

Lücken 

Durchzuführende 

Arbeiten 

(z. B. Plattform, Bericht, Website, Kampagne) 

Eine digitale Zentralisierung im digitalen Portal, das auf der Equal-Website im 

Rahmen des interföderalen Aktionsplans gegen Diskriminierung entwickelt wird.   

Berichterstattung: (wie und wann berichten) 

o Regelmäßige Fortschrittsberichte an die Teil-IMK (jährlich) 

o Veröffentlichung von Synthesen und Aktualisierungen über die digitale 

Drehscheibe 

 

Risiko und 

Schadensbegrenzung 

(z. B. Datenschutz, Kapazität, Budget) 

Kapazitäts- und budgetäre Einschränkungen 

 

 

3. Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für die Rolle und Funktionsweise der Gleichstellungsstellen, 

die individuellen Rechte der Bürger und die verfügbaren Unterstützungsmöglichkeiten, einschließlich der 

zuständigen Stellen, an die sich die Menschen für spezifische Hilfe wenden können 

Die Landschaft der Gleichstellungsstellen wird oft als unnötig kompliziert beschrieben, was es den Opfern 

erschwert, die richtige Hilfe und die richtigen Ansprechpartner zu finden. Eine Begleitung bei Diskriminierung 

oder die Unterstützung der Opfer ist unerlässlich und muss möglichst reibungslos und einfach erfolgen. Die 

Vereinigungen der Zivilgesellschaft fordern seit Jahren eine einzige Anlaufstelle für Diskriminierung, was in der 

belgischen Struktur mit ihren Gleichstellungsstellen auf föderaler Ebene und in den föderierten Teilgebieten 

unrealistisch erscheint. Daher die Lösung, an einer klaren Übersicht zu arbeiten, damit Bürger und Interessierte auf 

einen Blick die richtige Anlaufstelle finden. Das bedeutet eine einfache Webseite, auf der Interessenten über ein 

Dropdown-Menü oder ein anderes einfaches Klicksystem schnell zur richtigen, relevanten Anlaufstelle gelangen 

können.  

 

Koordinator Dienst für Chancengleichheit: sieht den Einsatz und gegebenenfalls die 

Neuverteilung seiner Budget- und Personalressourcen für die Koordinierung der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen vor. 

Co-Ausführende Regierungen / Verwaltungen 

Regierungspartner, Verwaltungen, NPOs, Gleichstellungsstellen 
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Ressourcen/Budget Föderaler Dienst für Chancengleichheit: stellt Budget und Personal für die 

Koordinierung und Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen zur 

Verfügung. 

Zeitplanung (Beginn, Meilensteine, Lieferung) 

o Bestandsaufnahme der Gleichstellungsstellen und -befugnisse  

o Entwicklung eines Website-Prototypen  

o Fertigstellung: Einführung der Website und Kommunikationskampagne  

Zielsetzung Was möchten wir erreichen? 

Information der Bürger auf einfache, klare und verständliche Weise über: 

• ihre individuellen Rechte 

• die Rolle und Funktionsweise der verschiedenen Gleichstellungsstellen 

• an wen sie sich wenden können, um Unterstützung oder Beratung zum 

Thema Diskriminierung zu erhalten 

Anwendungsbereich Für welche Pläne (falls themenbezogen), welche Gruppen, welche Ebenen 

Zielgruppen: 

• Allgemeine Bevölkerung 

• Opfer von Diskriminierung 

• Vermittler (zivilgesellschaftliche Organisationen, Hilfsorganisationen) 

Begründung/Bedeutung Warum wollen wir diese Maßnahme? 

o Verbessert die Zugänglichkeit von Hilfe und Unterstützung 

o Senkt die Hürden für die Meldung von Diskriminierung 

o Stärkt das Vertrauen der Bürger in die Strukturen für Gleichstellung und 

Menschenrechte 

o Reagiert auf die Nachfrage der Zivilgesellschaft und wirkt dem Problem der 

Unterberichterstattung entgegen 

Konkrete Maßnahmen (Liste; kann später ergänzt werden) 

o Kartierung aller relevanten Gleichstellungsstellen und ihrer Befugnisse 

o Entwicklung einer benutzerfreundlichen Webseite mit System zum 

Weiterklicken (z. B. mit Dropdown-Menü) 

o Integration von klarer Sprache und Mehrsprachigkeit 

o Sicherstellung der digitalen Zugänglichkeit  

o Ausarbeitung und Umsetzung einer gezielten Kommunikationskampagne 

o Regelmäßige Aktualisierung der Informationen 

Indikatoren (Output + Ergebnis) 

Output: 

• Entwicklung und Einführung eines digitalen Instruments (Webseite) 

• Anzahl der Kommunikationsmaßnahmen 

• Anzahl der Besucher auf der Webseite 

Ergebnis: 

• Besseres Wissen der Bürger über ihre Rechte und die zuständigen Behörden 

• Schnellere und korrektere Weiterleitung von Hilfeersuchen 

• Verstärkte Nutzung der Unterstützungskanäle 

Durchzuführende 

Arbeiten 

(z. B. Plattform, Bericht, Website, Kampagne) 

o Zentrale, zugängliche Webseite 

o Übersichtsdokument über Gleichstellungsstellen und -befugnisse 

o Eventuell Kommunikationsmaterial (Online-Inhalte, Flyer, soziale Medien) 

Berichterstattung: (wie und wann berichten) 

o Zwischenzeitlicher Fortschrittsbericht an die Teil-IMK 

o Abschlussbericht nach der Fertigstellung mit Evaluierung der Nutzung 

o Jährliche Aktualisierung der Nutzungsstatistiken und 

verbesserungswürdigen Bereiche 

Risiko und 

Schadensbegrenzung 

(z. B. Datenschutz, Kapazität, Budget) 

o Kapazitätsengpässe: realistische Planung und Prioritätensetzung 

o Budgetäre Einschränkungen: zeitliche Staffelung der Entwicklung und 

Einsatz der vorhandenen Ressourcen 
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5.2. Vorstellung zusätzlicher nicht-thematischer bereichsübergreifender Maßnahmen 

Gemäß dem IRAD-Konzept besteht der Satz von bereichsübergreifenden Maßnahmen aus einer begrenzten 

Anzahl fundierter, nicht-thematischer Maßnahmen, die für alle thematischen interföderalen Aktionspläne 

gegen Diskriminierung (wie LGBTI+ und Rassismus) gelten, wobei Qualität vor Quantität geht. Darüber 

hinaus ermöglicht der IRAD die Ausarbeitung zusätzlicher thematischer bereichsübergreifender Maßnahmen, 

wenn innerhalb der Teil-IMK ein diesbezüglicher Konsens vorliegt.  

Zur Vorbereitung möglicher zusätzlicher thematischer bereichsübergreifender Maßnahmen führte der Föderale 

Dienst Chancengleichheit eine Konsultation mit der Zivilgesellschaft durch und bat um Vorschläge für 

transversale thematische Maßnahmen sowohl für den LGBTI+-Aktionsplan als auch für den Aktionsplan 

gegen Rassismus. Diese Konsultation zeigt, dass sich ein großer Teil der vorgeschlagenen Maßnahmen für 

beide Themen erheblich überschneidet und daher eher nicht-thematisch (übergreifend) ist (siehe Anlage). 

Um die Integration zivilgesellschaftlicher Beiträge innerhalb der IRAD-Logik (begrenzt, aber fundiert und 

themenübergreifend einsetzbar) zu maximieren, schlagen wir daher vor, die Zahl der nicht-thematischen 

bereichsübergreifenden Maßnahmen von 3 auf 4 zu erhöhen. 

Es handelt sich um folgende Maßnahme:  

„Schaffung einer Interföderalen Anlaufstelle für Subventionsmöglichkeiten für die Zivilgesellschaft.“ 

Diese Maßnahme wird folgendermaßen operationalisiert: 

4. Schaffung einer interföderalen Anlaufstelle für zivilgesellschaftliche Subventionsmöglichkeiten 

Innerhalb des digitalen Portals der interföderalen Aktionspläne gegen Diskriminierung auf der Equal-Website bietet 

der Dienst für Chancengleichheit einen zusätzlichen Bereich mit einer Übersicht über relevante 

Subventionsmöglichkeiten für Organisationen, die im Kampf gegen Diskriminierung aktiv sind. Diese Übersicht 

beschränkt sich auf Subventionsmöglichkeiten, die für die Themen der in Ausarbeitung befindlichen interföderalen 

Aktionspläne gegen Diskriminierung relevant sind. Für den Zeitraum 2026-2030 geht es um den Kampf gegen 

Rassismus und den Schutz von LGBTI+-Rechten. Die Subventionsmöglichkeiten werden in übersichtlicher und 

benutzerfreundlicher Weise zugänglich gemacht. Für jede Finanzierungsmöglichkeit werden gegebenenfalls der 

Zweck des Aufrufs, die Bedingungen, die Förderfähigkeit und die Art der Antragstellung angegeben, wobei auf die 

zuständige Behörde oder die entsprechende Antragsseite verwiesen wird. Es obliegt den beteiligten Behörden, im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten festzulegen, welche Subventionsmöglichkeiten sie im Zusammenhang mit den 

Interföderalen Aktionsplänen gegen Diskriminierung für relevant halten. Sie stellen diese Informationen dem 

Dienst für Chancengleichheit zur Verfügung, der für die Zentralisierung und Veröffentlichung über das digitale 

Portal auf der Equal-Website verantwortlich ist. Die Anlaufstelle erhebt nicht den Anspruch, ein erschöpfendes 

Inventar aller bestehenden Finanzierungskanäle innerhalb der verschiedenen Politikbereiche zu sein. Es werden 

nur Subventionsmöglichkeiten berücksichtigt, die ausdrücklich auf die Themen der interföderalen Aktionspläne 

gegen Diskriminierung abzielen oder einen klaren und direkten Bezug dazu haben. Breit angelegte oder allgemeine 

Finanzierungslinien, z. B. in den Bereichen Bildung, Kultur, Jugend oder Sport, werden nur berücksichtigt, wenn 

dieses Ziel hinreichend deutlich ist. Bei der weiteren Operationalisierung dieser Maßnahme wird besonderes 

Augenmerk auf eine realistische, praktikable und verhältnismäßige Umsetzung unter Beachtung der Autonomie 

der beteiligten Behörden geachtet. 

 

Koordinator Dienst für Chancengleichheit: Er sorgt für den Einsatz und gegebenenfalls die 

Neuzuweisung von Budget- und Personalressourcen für die Koordinierung der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen. 

Co-Ausführende Regierungen / Verwaltungen 
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o Alle Verwaltungen der beteiligten Regierungen 

Ressourcen/Budget Föderaler Dienst für Chancengleichheit: stellt Budget und Personal für die 

Koordinierung und Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen zur 

Verfügung. 

Zeitplanung (Beginn, Meilensteine, Fertigstellung) Bis zur endgültigen Evaluierung des Rahmens 

sind die relevanten Evaluierungen im digitalen Portal verfügbar. 

o Entwicklung und erste Umsetzung während der Laufzeit des interföderalen 

Aktionsplans. 

o Ständige Aktualisierung während des gesamten Planzeitraums. 

Zielsetzung Was möchten wir erreichen? 

Verbesserung der Zugänglichkeit, Transparenz und Auffindbarkeit von öffentlichen 

Subventionsmöglichkeiten für zivilgesellschaftliche Organisationen  

Anwendungsbereich Für welche Pläne (falls themenbezogen), welche Gruppen, welche Ebenen 

Subventionsmöglichkeiten des Bundes und der föderierten Teilgebiete für 

zivilgesellschaftliche Organisationen, die im Bereich der Bekämpfung von 

Rassismus, der Gleichstellung von LGBTI+ und verwandten 

Diskriminierungsgründen tätig sind. 

Begründung/Bedeutung Warum wollen wir diese Maßnahme? 

Die Organisationen der Zivilgesellschaft weisen darauf hin, dass das derzeitige 

Angebot an Subventionsmöglichkeiten fragmentiert und schwer zugänglich ist. Die 

Zusammenführung bestehender Finanzierungskanäle in einer einzigen interföderalen 

Übersicht wird die Schwelle zur öffentlichen Finanzierung senken, die Transparenz 

erhöhen und die Kohärenz zwischen den politischen Ebenen stärken, ohne dass neue 

Subventionssysteme geschaffen werden. 

Konkrete Maßnahmen (Liste; kann später ergänzt werden) 

o Entwicklung eines zentralen digitalen Tools im Rahmen des zentralen 

digitalen Portals des IRAD. 

o Kartierung relevanter Subventionsmöglichkeiten je Kompetenzniveau. 

o Festlegung von Vereinbarungen über die Bereitstellung und Aktualisierung 

von Informationen durch die zuständigen Regierungen. 

o Integration benutzerfreundlicher Filter (z.B. Thematik, Zielgruppe, 

Organisationstyp). 

o Kommunikation über Vorhandensein und die Nutzung der Übersicht durch 

die vereinbarten gemeinsamen Kommunikationsmomente. 

o Kommunikation über die Voraussetzungen (förmlich und inhaltlich) der 

verschiedenen Subventionsanträge. 

 

Indikatoren o Anzahl der aufgelisteten Subventionsmöglichkeiten je Kompetenzebene. 

o Bestandsaufnahme von Subventionsmöglichkeiten durch die beteiligten 

Behörden. 

o Verwendung des Tools (z.B. Wie viele Konsultationen). 

o Feedback von zivilgesellschaftlichen Organisationen (qualitativ). 

 

Durchzuführende 

Arbeiten 

(z. B. Plattform, Bericht, Website, Kampagne) 

o Ein funktionsfähiges und öffentlich zugängliches digitales Tool mit einer 

interföderalen Übersicht über Subventionsmöglichkeiten. 

o Regelmäßig aktualisierte Inhalte während der gesamten Laufzeit des 

Aktionsplans. 

Berichterstattung: (wie und wann berichten) 

Der Stand der Umsetzung der Maßnahme wird in die integrierten Monitoring- und 

Evaluierungsberichte des interföderalen Aktionsplans aufgenommen und im Rahmen 

der Teil-IMK Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung diskutiert. 

Risiko und 

Schadensbegrenzung 

(z. B. Datenschutz, Kapazität, Budget) 
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o Risiko: unvollständige oder überholte Informationen aufgrund verspäteter 

Aktualisierung. 

Schadensbegrenzung: Klare Vereinbarungen über die Verantwortlichkeiten 

und regelmäßige Erinnerungen durch den Föderalen Dienst für 

Chancengleichheit und die IMA. 

o Risiko: geringe Bekanntheit oder Nutzung durch die Zivilgesellschaft. 

Schadensbegrenzung: Integration in das zentrale digitale Portal und gezielte 

Kommunikation über gemeinsame Kommunikationsmomente. 

 

6. Monitoring, Evaluierung und Berichterstattung 

Das Monitoring und die Evaluierung sowohl des IRAD als auch der Beiträge sind ein wesentlicher Bestandteil 

des Interföderalen Rahmens, um die Fortschritte der interföderalen Aktionspläne zu verfolgen und 

gegebenenfalls gemeinsame und individuelle Lernpunkte zu identifizieren und anzupassen. Jede teilnehmende 

Regierung bleibt für das Monitoring und die Evaluierung ihres eigenen Beitrags zum interföderalen 

Aktionsplan gemäß ihren eigenen Verfahren und Indikatoren voll verantwortlich. Diese Berichte werden dann 

Dienst für Chancengleichheit zu einem integrierten Überblick zusammengeführt, der einen Einblick in die 

gemeinsamen Fortschritte, die Umsetzung von bereichsübergreifenden Maßnahmen und wiederkehrende 

Trends, Herausforderungen und Lernpunkte bietet. Nach der Validierung des Berichts durch die Teil-IMK 

wird er dann im digitalen Portal veröffentlicht. 

Für jeden thematischen interföderalen Aktionsplan findet etwa 18 Monate nach dem offiziellen Start des 

Rahmens ein zwischenzeitliches Monitoring statt. Dieses Monitoring liefert auf der Grundlage der zu diesem 

Zeitpunkt verfügbaren Informationen eine aktuelle Übersicht über (1) die Beiträge der beteiligten Regierungen 

und (2) die Umsetzung der bereichsübergreifenden Maßnahmen. Da die Beiträge schrittweise geliefert werden, 

wird die Übersicht ergänzt, sobald neue Daten verfügbar sind. 

Das zwischenzeitliche Monitoring erfolgt jeweils nach einem festgelegten vierstufigen Verfahren: 

1. Bereitstellung: Jede Regierung übermittelt das zwischenzeitliche Monitoring ihres eigenen Beitrags 

an das IRAD-Sekretariat. 

2. Aggregation: Das Sekretariat fasst alle eingegangenen Beiträge in einem gemeinsamen Bericht 

zusammen, einschließlich des Monitorings der bereichsübergreifenden Maßnahmen, für die es 

zuständig ist. 

3. Vorlage: Der gemeinsame Bericht wird den Mitgliedern der Teil-IMK vorgelegt. 

4. Genehmigung und Veröffentlichung: Die Teil-IMK erörtert und validiert den Bericht. Nach der 

Validierung wird der Bericht über das digitale Portal veröffentlicht. 

Das IRAD-Sekretariat wird die betroffenen Verwaltungen rechtzeitig über den konkreten Zeitplan für die 

Lieferung der Beiträge zur zwischenzeitlichen Evaluierung informieren. Wenn nach der Veröffentlichung neue 

Beiträge eingereicht werden, aktualisiert das Sekretariat den gemeinsamen Bericht. Die aktualisierte Fassung 

wird den Mitgliedern der Teil-IMK zur Validierung und Veröffentlichung im digitalen Portal erneut vorgelegt. 

Eine integrierte Evaluierung des thematischen Interföderalen Aktionsplans wird am Ende des Planzeitraums 

erstellt. Diese Evaluierung stützt sich auf die von den teilnehmenden Regierungen in ihrem eigenen politischen 

Kontext durchgeführten Evaluierungen. Parallel dazu wird auch der IRAD als methodologischer Rahmen von 

einer unabhängigen Stelle evaluiert, wobei der Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit zwischen den 
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teilnehmenden Regierungen und der Effektivität der bereichsübergreifenden Maßnahmen liegt. Die 

Modalitäten dieser unabhängigen Evaluierung werden der Teil-IMK zur Validierung vorgelegt. Auch diese 

Evaluierung erfolgt nach demselben vierstufigen Verfahren: 

1. Bereitstellung: Jede Regierung stellt dem IRAD-Sekretariat ihre Evaluierung (und/oder relevante 

Monitoring-Informationen) zur Verfügung. Um den Verwaltungsaufwand zu beschränken und die 

Vergleichbarkeit der Informationen zu verbessern, werden unverbindliche Berichtsvorlagen zur 

Verfügung gestellt (Kapitel V). Die Regierungen, die neue Maßnahmen oder Beiträge ausarbeiten, 

können diese Vorlagen verwenden. Beiträge, die hauptsächlich aus der Integration von laufenden 

Plänen oder Maßnahmen bestehen, können dieselbe Vorlage verwenden oder ihre bestehenden 

Monitoring-Berichte vorlegen. 

2. Aggregation: Das Sekretariat bündelt alle eingegangenen Beiträge, gemeinsam mit der unabhängigen 

Evaluierung in einem integrierten Evaluierungsbericht zusammen. 

3. Vorlage: Der integrierte Bericht wird den Mitgliedern der Teil-IMK vorgelegt. 

4. Genehmigung und Veröffentlichung: Nach der Validierung durch die Teil-IMK wird der validierte 

Bericht im Einklang mit der Kommunikationsstrategie des IRAD auf dem zentralen digitalen Portal 

veröffentlicht. 

Sollten nach der Veröffentlichung neue Beiträge eingereicht werden, wird das Sekretariat den gemeinsamen 

Bericht aktualisieren. Die aktualisierte Fassung wird den Mitgliedern der Teil-IMK zur Validierung und 

Veröffentlichung im digitalen Portal erneut vorgelegt. Die integrierten Monitoring- und Evaluierungsberichte 

werden im Rahmen der Teil-IMK Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung erörtert. Sie dienen als 

Grundlage für gemeinsame Überlegungen und mögliche Anpassungen des Rahmens, der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen, der methodologischen Vereinbarungen oder der Prioritäten. Im Einklang 

mit der Kommunikationsstrategie des IRAD werden die wichtigsten Ergebnisse über das zentrale digitale 

Portal öffentlich zugänglich gemacht. 

Ein konkreter Plan für das Monitoring und die Evaluierung wird, sobald ein Aktionsplan offiziell lanciert wird, 

ebenfalls an die Teil-IMK übermittelt.   
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7. Zeitplan und Meilensteine  

MEILENSTEIN WIE? WANN WAS 

PHASE 1 – Genehmigung 

Erste Teil-IMK 

Chancengleichheit und 

Rassismusbekämpfung 

Physische Sitzung 

Teil-IMK 

17.12.26 Validierung 

- IRAD-Konzeptpapier 

- 3 bereichsübergreifende Maßnahmen 

- Prioritäre Themen (LGBTI+ und 

Rassismusbekämpfung) 

- Beauftragung des Föderalen Dienst für 

Chancengleichheit mit der Ausarbeitung 

eines Umsetzungsvermerks 

PHASE 2 – Konkrete Anwendung 

Umsetzungsvermerk Per E-Mail  13.02.26 Die Mitglieder der Teil-IMK erhalten den 

Umsetzungsvermerk (einschließlich der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen) per E-Mail 

zur schriftlichen Rückmeldung. Einsendeschluss 

für Rückmeldungen: Freitag, 06.03. Abhängig von 

der Rückmeldung: elektronische IKW 18. März 

(10-12 Uhr) oder Validierung überarbeiteter 

Umsetzungsvermerk per E-Mail. Dies wird in der 

Woche vom 9. März bestätigt werden.    

Wahl der Modalität 

Beitrag zu 

Aktionsplänen 

Per E-Mail  13.02.26 Die teilnehmenden Regierungen werden den 

Vorsitzenden der Teil-IMK bis spätestens Freitag, 

13.02.26, darüber informieren, wie sie sowohl zum 

Interföderalen Aktionsplan LGBTI+ als auch zum 

Interföderalen Aktionsplan gegen Rassismus 

beitragen werden. Dies erfolgt in schriftlicher 

Form per E-Mail an 

marieloudeclerck@beenders.fed.be, mit deutlicher 

Angabe der gewählten Option (1. Integration 

bestehender Pläne oder Maßnahmen, wobei 

ausdrücklich anzugeben ist, ob es sich um eine 

vollständige oder selektive Integration handelt; 2. 

Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen 

Strategie; 3. Gezielte Maßnahmen ohne 

vollständigen Plan; 4. Übergangsmodalität) 

Beitrag zu 

Aktionsplänen und 

bereichsübergreifenden 

Maßnahmen 

Per E-Mail Nach der 

Krokuspause 

(März) 

Der Föderale Dienst für Chancengleichheit setzt 

sich mit den betroffenen Verwaltungen in 

Verbindung, um Beiträge zu den beiden 

Aktionsplänen und zur Umsetzung von 

bereichsübergreifenden Maßnahmen 

vorzubereiten. Von da an wird dieser Austausch 

kontinuierlich stattfinden. 

Interföderaler 

LGBTI+ Aktionsplan 

Per E-Mail  Vor der 

Osterpause 

Die Teil-IMK erhält den Entwurf des 

Interföderalen LGBTI+ Aktionsplans 

(einschließlich der Beiträge, die bereits 

aufgenommen werden können) 

mailto:marieloudeclerck@beenders.fed.be
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Elektronische 

IKW 

22. April  

(10-12 Uhr) 

Besprechung des Entwurfs des Interföderalen 

LGBTI+ Aktionsplans 

 

Physische Sitzung 

Teil-IMK 

18. Mai  

(14-16 Uhr) 

 

Validierung des Interföderalen LGBTI+-

Aktionsplans (einschließlich der Beiträge von 

Regierungen, die dazu bereit sind) = offizieller 

Start & formeller Kommunikationsmoment. 

Andere Regierungen können ihren Beitrag ab 

diesem Zeitpunkt in ihrem eigenen Tempo 

integrieren. 

Interföderaler 

Aktionsplan gegen 

Rassismus 

Per E-Mail  Anfang Juni Die Teil-IMK erhält den Entwurf des 

Interföderalen Aktionsplans gegen Rassismus 

(einschließlich der Beiträge, die bereits 

aufgenommen werden können) 

Elektronische 

IKW 

10. Juni  

(10-12 Uhr) 

Besprechung des Entwurfs eines interföderalen 

Aktionsplans gegen Rassismus 

Physische Sitzung 

Teil-IMK 

7. September  

(14-16 Uhr) 

Validierung des Interföderalen Aktionsplans gegen 

Rassismus (einschließlich der Beiträge von 

Regierungen, die dazu bereit sind) = offizieller 

Start & formeller Kommunikationsmoment. 

Andere Regierungen können ihren Beitrag ab 

diesem Zeitpunkt in ihrem eigenen Tempo 

integrieren. 

PHASE 3 - Umsetzung 

Gemeinsame 

Umsetzung von 

bereichsübergreifenden 

Maßnahmen  

Koordinierung 

durch den 

Föderalen Dienst 

für 

Chancengleichheit 

Ab der 

offiziellen 

Lancierung 

eines 

Aktionsplans 

Die Konkretisierung der Umsetzung erfolgt nach 

der Validierung der Operationalisierung der im 

Umsetzungsvermerk vorgeschlagenen 

bereichsübergreifenden Maßnahmen durch die 

Teil-IMK. 

Die teilnehmenden 

Regierungen setzen 

ihren eigenen Beitrag 

zu den Aktionsplänen 

um. 

 Abhängig von 

der eigenen 

Planung 

 

PHASE 4 – Monitoring & Evaluierung 

Zwischenzeitliches 

Monitoring IRAD & 

Aktionspläne 

Koordinierung 

durch den 

Föderalen Dienst 

für 

Chancengleichheit 

18 Monate 

nach der 

offiziellen 

Lancierung 

Die Konkretisierung erfolgt nach der Validierung 

des Umsetzungsvermerks durch die Teil-IMK. 

Abschließende 

Evaluierungen der 

Aktionspläne 

Koordinierung 

durch den 

Föderalen Dienst 

für 

Chancengleichheit 

2030 Die Konkretisierung erfolgt nach der Validierung 

des Umsetzungsvermerks durch die Teil-IMK. 

Abschließende 

Evaluierung IRAD 

Koordinierung 

durch den 

Föderalen Dienst 

für 

Chancengleichheit 

2031 Die Konkretisierung erfolgt nach der Validierung 

des Umsetzungsvermerks durch die Teil-IMK. 
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8. Kommunikation 

8.1 Zentrales digitales Portal 

Um die Kohärenz und Zugänglichkeit des Interföderalen Rahmens für Aktionspläne gegen Diskriminierung 

zu stärken, koordiniert der Föderale Dienst für Chancengleichheit die Entwicklung und Verwaltung eines 

zentralen digitalen Portals auf der Website des Dienstes. Diese Plattform dient als gemeinsame Anlaufstelle 

für die Koordinierung der Dokumenten. 

Das zentrale digitale Portal bündelt: 

• Das IRAD-Konzeptpapier; 

• die thematischen interföderalen Aktionspläne und die Beiträge der teilnehmenden Regierungen mit 

entsprechenden interföderalen Kapiteln; 

• die Konsultationen und Beiträge der Zivilgesellschaft; 

• die validierten bereichsübergreifenden Maßnahmen und ihr Durchführungsfortschritt; 

• die integrierten Monitoring- und Evaluierungsberichte; 

• der Gesamtzeitplan und die wichtigsten Meilensteine der Aktionspläne; 

• einen Nachrichtenbereich mit den Kommunikationsbeiträgen bei der Integration von (neuen) 

Beiträgen. 

Nach Genehmigung durch die Teil-IMK wird das digitale Portal auch das in der zusätzlichen nicht-

thematischen bereichsübergreifenden Maßnahme vorgeschlagene Instrument integrieren. 

Der Föderale Dienst für Chancengleichheit ist für die Aktualisierung und inhaltliche Verwaltung zuständig, in 

enger Zusammenarbeit mit den teilnehmenden Regierungen. 

8.2 Versionsverwaltung der interföderalen Aktionspläne 

Im Einklang mit den IRAD-Prinzipien sind die interföderalen Aktionspläne als dynamische, lebendige 

Dokumente konzipiert. Der schrittweise Zufluss von Beiträgen und die Möglichkeit der Aktualisierung sind, 

wie in Kapitel 3 erläutert, integraler Bestandteil der Methodologie. 

Um diese Dynamik transparent und übersichtlich zu unterstützen, wird eine klare Versionsverwaltung 

eingesetzt. Jedes Mal, wenn wesentliche Beiträge hinzukommen oder aktualisiert werden, wird eine neue 

Fassung des Aktionsplans festgelegt. Diese Version wird auf dem Deckblatt des Dokuments unter Angabe des 

Datums und eines kurzen Hinweises auf die Art der Änderung (z. B. Integration neuer Beiträge oder 

Aktualisierung bestehender Abschnitte) sichtbar gemacht. 

8.3 Gemeinsame Kommunikationsmomente 

Zusätzlich zu den individuellen Kommunikationsanstrengungen der teilnehmenden Regierungen sieht der 

IRAD eine Reihe von gemeinsamen Kommunikationsmomenten an Schlüsselpunkten im Lebenszyklus der 

interföderalen Aktionspläne vor. Diese gemeinsamen Momente tragen zu einer kohärenten und erkennbaren 

Darstellung des belgischen Engagements gegen Diskriminierung bei und stärken die Sichtbarkeit der 

gemeinsamen Bemühungen.  
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Gemeinsame Kommunikationsmomente sind jedenfalls vorgesehen bei: 

• der offiziellen Vorstellung der thematischen interföderalen Aktionspläne; 

• der Integration neuer Beiträge der teilnehmenden Regierungen; 

• der Veröffentlichung von integrierten Monitoring- und Evaluierungsberichten. 

Der Inhalt, der Zeitplan und die Form dieser gemeinsamen Kommunikationsmomente werden vom Sekretariat 

vorbereitet und innerhalb der Teil-IMK abgestimmt. Zur Unterstützung der gemeinsamen 

Kommunikationsmomente wird auf dem zentralen digitalen Portal eine Nachrichten- und Aktualitätsfunktion 

bereitgestellt. 

Über diese Nachrichtenfunktion wird jedes Mal eine kurze Meldung veröffentlicht, wenn ein neuer Beitrag 

einer teilnehmenden Regierung zu einem interföderalen Aktionsplan hinzugefügt oder aktualisiert wird.  

Der Inhalt und der Zeitplan dieser Nachrichten werden gemäß den festgelegten gemeinsamen 

Kommunikationsverfahren abgestimmt, wobei die eigenen Kommunikationskanäle und -entscheidungen der 

teilnehmenden Regierungen respektiert werden. Der Föderale Dienst für Chancengleichheit koordiniert diese 

Veröffentlichungen in Verbindung mit dem allgemeinen Kommunikationsrahmen des IRAD. 

Darüber hinaus steht es den teilnehmenden Regierungen frei, noch mehr über ihre Beiträge zu kommunizieren 

und diese Botschaften in ihre eigenen Kontexte, Sprachen und Zielgruppen zu übersetzen. Auch diese 

individuellen Kommunikationsmomente können dem Sekretariat gemeldet werden, damit sie ebenfalls in das 

digitale Portal aufgenommen werden. 

 

9. Laufende Initiativen 

Eine Übersicht über laufende, relevante Pläne und Initiativen (pro thematischem interföderalem 

Aktionsplan), die von den betreffenden Regierungen zu vervollständigen ist. Diese Übersicht basiert derzeit 

auf einem vorläufigen, nicht vollständigen Inventar. Um ein vollständiges Bild zu erhalten, werden die 

betroffenen Verwaltungen und Kabinette ausdrücklich gebeten, dem Dienst für Chancengleichheit eine 

aktualisierte Übersicht über alle laufenden Pläne und Initiativen in ihrem Zuständigkeitsbereich vorzulegen, 

die im Zusammenhang mit Antidiskriminierungs-Aktionsplänen relevant sind. 

• Rassismus, Interkulturelle Diskriminierung und LGBTI+-Rechte 

o Region Brüssel-Hauptstadt: Plan zur Bekämpfung von Rassismus 2023-2026 

o Wallonien: Plan zur Bekämpfung von Rassismus 2023-2026 

o Französischsprachige Gemeinschaft: Kampf gegen Rassismus 2023 - 2026 

o Strategie zur Inklusion von LGBTQIA+-Personen 2025-2029 in der Wallonie und in der 

Föderation Wallonie-Brüssel. 

o Integrierter Aktionsplan Horizontale Integrationspolitik (2025-2029) 

o Integrierter Aktionsplan des Horizontalen Chancengleichheits-Leitplan für den Zeitraum 

2025-2029 

• Behinderung 

o Ein nationaler Plan für die Zeit nach dem Auslaufen der bisherigen Strategie im Jahr 2024 

wird derzeit entwickelt. 
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o Flämischer Plan für Behinderte  

• Gender Mainstreaming und Frauenrechte 

o Föderaler Plan mit Schwerpunkt auf Gender Mainstreaming in der föderalen Politik (2026-

2029).  

o Flämischer Aktionsplan Geschlechtsspezifische Gewalt 

o Gemeinsame Strategie für Frauenrechte 2025-2029 in der Wallonie und in der Föderation 

Wallonien-Bruxelles 

o Innerfranzösischer Plan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 2025-2029 in 

Zusammenarbeit mit Wallonien, der Föderation Wallonien-Brüssel und der COCOF 

• Armutsbekämpfung 

o Flämischer Plan zur Armutsbekämpfung (2025-2029) 

o Föderaler Plan zur Armutsbekämpfung in Entwicklung  

o Plan zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ungleichheit in der Föderation Wallonien-

Brüssel - in Ausarbeitung (2026 - 2030) 

o Wallonische Strategie zur Armutsbekämpfung 2025-2029 

o Wallonische Strategie zur Unterstützung von alleinerziehenden Familien 2025-2029 

o Koordinierte Strategie für eine dauerhafte Abschaffung der Obdachlosigkeit 2025-2029 
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IV. ERSTELLUNG VON DIFFERENZIERTEN KAPITELN PRO 

TEILNEHMENDER REGIERUNG  

Nach dem interföderalen Kapitel folgen die differenzierten Kapitel der beteiligten Regierungen. Um den 

Aktionsplan einheitlich zu gestalten, sind die einzelnen Kapitel für jede Regierung gleich aufgebaut:  

(A) Deckblatt 

• Eigenes Logo (Flandern, Föderation Wallonien-Brüssel, Region Brüssel-Hauptstadt, usw.). 

• Das „BE“-Logo wird hinzugefügt, um zu zeigen, dass der (bestehende) Beitrag auch Teil eines 

größeren, nationalen Ganzen ist. 

• Auf jedem Beitrag muss oben eine Überschrift mit dem Text stehen: „Dieser Beitrag/Plan ist Teil 

des interföderalen (THEMA) Plans 

• Der/die zuständige(n) Minister/Staatssekretär(en) 

• Das Datum  

(B) Einleitung  

(max. 1 Seite) 

• Was die Regierung bereits zur Bekämpfung von Diskriminierung unternimmt (Hinweis auf 

eventuelle andere Pläne ...). Dies ist keine erschöpfende Liste von Maßnahmen, sondern bietet die 

Möglichkeit, kurz aufzuzeigen, wie die Regierung bereits Anstrengungen zur Bekämpfung von 

Diskriminierung unternimmt. 

• Wahl der Modalität des Beitrags zum interföderalen Aktionsplan und Begründung der Wahl 

• Betroffene Minister/Staatssekretäre und ihre Befugnisse 

• … 

(C) Beitrag  

Beitrag je nach gewählter Modalität  

Der Beitrag wird entsprechend der gewählten Modalität ausgearbeitet und mit Hilfe harmonisierter Vorlagen 

in den Aktionsplan integriert.  

1. Integration bestehender Pläne oder Maßnahmen 

Regierungen, die bereits über einschlägige Pläne oder politische Maßnahmen verfügen, können diese direkt in 

einen Interföderalen Aktionsplan integrieren, ohne ihre interne Struktur zu ändern. Eine solche Integration ist 

vollständig möglich – wenn ein laufender thematischer Plan inhaltlich vollständig übereinstimmt – oder 

selektiv, durch Einbeziehung konkreter Maßnahmen aus z. B. umfassenderen Gleichstellungs-, Integrations- 

oder Diversitätsplänen. Bei dieser Option wird ausdrücklich angegeben, ob es sich um eine vollständige oder 

selektive Integration handelt. Bei einer Integration verweist der thematische Interföderale Aktionsplan auf den 

entsprechenden Aktionsplan, ohne ihn wortwörtlich wiederzugeben. Es werden nur die wichtigsten Daten 
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(Ziele, Anwendungsbereich, Dauer) und die wichtigsten Maßnahmen zusammengefasst, so dass der 

Zusammenhang deutlich wird, ohne dass es zu einer Verdoppelung der Arbeit kommt.   

2. Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen Strategie 

Die Regierungen können sich dafür entscheiden, einen neuen thematischen Plan als Beitrag zu einem 

thematischen Interföderalen Aktionsplan auszuarbeiten. Wenn diese Option gewählt wird, wird – genauso wie 

in Option 1 – im thematischen Interföderalen Aktionsplan ausdrücklich auf den neuen Plan oder die neue 

Strategie verwiesen, ohne den vollständigen Text zu übernehmen. Es werden nur die Kerndaten (Ziele, 

Anwendungsbereich, Dauer) und die wichtigsten Maßnahmen zusammengefasst, so dass der Zusammenhang 

deutlich wird, ohne dass es zu einer Verdoppelung der Arbeit kommt. 

3. Gezielte Maßnahmen ohne vollständigen Plan 

Die Regierungen können sich darauf beschränken, neue, gezielte Maßnahmen zu entwickeln, die dem Thema 

eines Interföderalen Aktionsplans entsprechen, auch wenn kein vollständiger Plan entwickelt wird. Wenn diese 

Option gewählt wird, werden die betreffenden Maßnahmen vollständig in den thematischen Interföderalen 

Aktionsplan aufgenommen, da es keinen separaten Plan gibt, auf den man sich beziehen könnte. Die 

Schlüsselmaßnahmen und die dazugehörigen Indikatoren werden dabei nach dem SMART-Prinzip erstellt 

(siehe weiter unten). Bei dieser Option wird empfohlen, dass Form und Inhalt so weit wie möglich den im 

Konzeptpapier des Interföderalen Rahmens für Aktionspläne gegen Diskriminierung festgelegten Bausteinen 

folgen, insbesondere: 

• Es wird angegeben, wie und wo die Zivilgesellschaft strukturell eingebunden ist und ob es bei 

bestimmten Maßnahmen eine Zusammenarbeit mit einer anderen Regierung gibt; 

• Das zwischenzeitliche und das abschließende Monitoring werden festgelegt, und es wird erklärt, wie 

sie funktionieren werden. 

• Es wird angegeben, wie die Evaluierung ausgeführt wird. 

4. Übergangsmodalität 

Wie im IRAD-Konzept (genehmigt am 17. Dezember 2025) vorgesehen, bietet der IRAD eine flexible 

Übergangsmodalität, wenn die Pläne gerade erst fertiggestellt wurden oder eine Regierung sich zwischen zwei 

Planungszyklen befindet. In diesem Fall könnte eine Absichtserklärung in den interföderalen Aktionsplan 

aufgenommen werden, in welcher der Zeitplan und die Modalitäten des künftigen Beitrags der Regierung 

festgelegt werden, damit die Kontinuität der Zusammenarbeit gewahrt bleibt und neue Pläne oder Maßnahmen 

später reibungslos eingeführt werden können. Der interföderale Aktionsplan verweist somit auf diesen 

zukünftigen Beitrag, ohne ihn bereits inhaltlich zu formulieren. Ausgehend von der aktuellen Situation in der 

Region Brüssel-Hauptstadt schlagen wir vor, diese Übergangsmodalität weiter auszubauen. Die 

Übergangsmodalitäten werden dann in Absprache mit der zuständigen Regierung festgelegt und gestaltet. Dies 

könnte beispielsweise eine kurze Evaluierung der Umsetzung des aktuellen Plans, eine Zusammenfassung der 

gewonnenen Erkenntnisse mit besonderem Augenmerk darauf, was sich als wirksam erwiesen hat und wo es 

zu Engpässen kam, sowie Überlegungen zu Schwerpunktbereichen für einen künftigen politischen Plan nach 

der Regierungsbildung umfassen. 
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SMART-Maßnahmen 

Um die Qualität, Transparenz und Vergleichbarkeit der Beiträge zu verbessern, werden die Maßnahmen 

SMART formuliert: spezifisch, messbar, akzeptabel, realistisch und zeitgebunden. Außerdem ist bei jeder 

Maßnahme klar definiert, wer für die Umsetzung verantwortlich ist, welche Partner beteiligt sind und welche 

Zielgruppe angesprochen wird. Die Regierung gibt Einblick in die verfügbaren Ressourcen und 

Umsetzungskapazitäten und konkretisiert die Aktionen und die Evaluierung auf Maßnahmenebene anhand von 

Indikatoren, Zeitplänen und Bewertungskriterien. Darüber hinaus stimmen die Regierungen den Zeitplan für 

neue oder erneuerte Pläne mit dem gemeinsamen Zyklus des Interföderalen Rahmens ab, so dass das/ie 

zwischenzeitliche und die abschließende Monitoring und Evaluierung synchronisiert werden können.  

Von Regierungen, die bereits Pläne oder Maßnahmen entwickelt haben, wird nicht erwartet, dass sie ihre 

Maßnahmen komplett umschreiben, um diesem Ziel gerecht zu werden. Dennoch wird empfohlen, bei der 

Integration bestehender Pläne oder Maßnahmen und bei der Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen 

Strategie die wichtigsten Maßnahmen in einem SMART-Ansatz in den Beitrag aufzunehmen, der über die 

angebotene Vorlage (siehe weiter unten) bereitgestellt wird. 

Ein Beispiel für eine solche Maßnahme könnte sein: 

Maßnahme: Durchführung einer eingehenden Untersuchung der institutionellen Praktiken, die 

möglicherweise diskriminierend sind, mit dem Ziel, einen objektiven Stand der Dinge zu erhalten, um 

bestehende Probleme zu ermitteln und eine geeignete Strategie festzulegen. 

• Zielgruppe: Migranten und Risikogruppen. 

• Verantwortliche: Bundespolizei, lokale Polizeidienststellen und der Dienst Ausländerangelegenheiten. 

• Deadline: 2030. 

• Indikator: Veröffentlichung der Ergebnisse der Studie auf der Website der Verwaltung bis 2030. 

• Budget: Arbeitsbudget der Verwaltung x + y  

(D) Durchführungsblatt für bereichsübergreifende Maßnahmen 

Jede teilnehmende Regierung, unabhängig von der gewählten Modalität, trägt zu den bereichsübergreifenden 

Maßnahmen bei. Wie dies erfolgen wird, wird im „Durchführungsblatt“ (siehe weiter unten) festgelegt. 

(E) Erläuterung der Entstehung des Beitrags 

Im Rahmen des individuellen Beitrags zum Interföderalen Aktionsplan wird die teilnehmende Entität gebeten, 

kurz zu erläutern, wie dieser Beitrag zustande gekommen ist. Dieser Vermerk beschreibt in knapper Form den 

gewählten Ansatz, einschließlich der Zusammenarbeit mit anderen Politikbereichen und der Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft oder anderer relevanter Akteure. 
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V. ARBEITSVORLAGEN (ANLAGEN) 

Die Anlagen dieses Leitfadens enthalten alle operativen Vorlagen, Formate und visuellen Leitlinien, die für 

die Umsetzung des IRAD erforderlich sind.  

1. Vorlage: Integration eines bestehenden Plans oder einer Maßnahme 

2. Vorlage: Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen Strategie 

3. Vorlage: Gezielte Maßnahmen ohne vollständigen Plan 

4. Vorlage: Übergangsmodalität 

5. Vorlage: Umsetzungsdatenblatt bereichsübergreifende Maßnahme 

6. Vorlage: Monitoring-Datenblatt Maßnahmen 

7. Vorlage: Evaluierungs-Datenblatt 

8. Vorlage: Interföderale Zusammenarbeit 


